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SOMMERSESSION / GESCHAFTSLAST

Parlamentarier hekommen keine Verstarkung

PABLO CRIVELLI

Die Geschdftslast wiegt immer
schwerer auf dem Parlament.
Das bringt das Milizsystem an
seine Grenzen. Trotzdem
bekommen die National- und
Stinderdte keine vom

Staat bezahlten personlichen
Mitarbeiter.

DIE GESCHAFTSLAST nimmt immer mehr
zu. Auch eine im letzten Herbst unter den
Parlamentariern durchgefithrte Umfrage
hatte eine gewisse Unzufriedenheit iiber den
hohen Zeitaufwand fiir die Erledigung ad-
ministrativer Arbeiten gezeigt. 61 Prozent
der National- und Stdnderite hitten es lie-
ber gesehen, zu ihrer Entlastung einen per-
sonlichen Mitarbeiter als eine Erhéhung
ihrer Entschadigung zu erhalten. Nun
sorgte diese Frage auch in der Sommer-
session fiir rote Kopfe.

Wihrend die einen Ratsmitglieder be-
mingelten, die den Parlamentsvertretern

zur Verfiigung stehende logistische Infra-
struktur sei ungeniigend, befiirchteten an-
dere, eine Erhohung der Entschiddigungen
konnte zu einer Schwichung des Miliz-
systems fiihren.

Einige SVP-Fraktionsmitglieder erinner-
ten daran, das Mandat eines Volksvertreters
bestehe darin, dem Volk zu dienen, und
nicht, auf seine Kosten Geld zu verdienen.
Zudem bréauchten die Ratsmitglieder keine
personlichen Mitarbeiter, die ihnen die Ar-
beit erklirten. Ganz anders argumentieren
die Befiirworter der Reform: Ihrer Ansicht
nach laufen die Parlamentarier — ohne Hilfe
personlicher Mitarbeiter — Gefahr, sich im
Netz verschiedener der Interessenvertretun-
gen zu verstricken und ihre Unabhingigkeit
zu verlieren.

Das Dossier wurde zwischen den beiden
Kammern hin und her geschoben, bis am
Donnerstag der Nationalrat zu Gunsten des
Vorschlags des Stinderats nachgab. Dieser
sieht fiir die Parlamentarier keine person-
lichen Mitarbeiter vor (welche Kosten von
40000 Franken pro Person nach sich gezo-
gen hitten), sondern hohere Entschddigun-
gen. Die Version der Kleinen Kammer kostet
jahrlich rund zehn Millionen Franken. Das
sind vier Millionen weniger als der Vor-
schlag des Nationalrats gekostet hitte. Dabei

Ein Weibel verteilt Berge von Akten an die Parlamentarier.
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diirften auch taktische Uberlegungen mitge-
spielt haben: 1992 hatte das Volk gegen die
Idee eines personlichen Mitarbeiters ge-
stimmt.

18 Wochen sind nicht genug

Nach dem Stinderat im Frithling nahm sich
auch der Nationalrat der Armeereform an.
Zu den umstrittensten Punkten gehort die
zukitinftige Dauer der Rekrutenschule. Der
Nationalrat zog es vor, die Festlegung der
RS-Dauer dem Bundesrat zu iiberlassen. Die
Exekutive wird sich nun zwischen einer Mi-
nimalvariante von 18 Wochen und einer
Maximalvariante von 21 Wochen entschei-
den miissen. Der Stinderat seinerseits hatte
sich auf Druck der Wirtschaftsverbinde fiir
die 18-wochige Minimalvariante ausgespro-
chen.

Die Armee des 21. Jahrhunderts wird
kleiner als die aktuelle sein, und zwar
um 200000 Personen. Weitere Neuerung:
Jedes Jahr werden 15 Prozent der Rekruten
— so genannte Durchdiener — den gesam-
ten Militirdienst am Stiick absolvieren
konnen.

Ohrfeige fiir Deutschland?

Dies dirfte es in der Geschichte des mo-
dernen Schweizer Bundesstaats noch nie
gegeben haben: Der Nationalrat hat den
Staatsvertrag mit Deutschland betreffs des
Uberfliegens des stiddeutschen Raums im
Anflug auf den Flughafen Ziirich-Kloten
abgewiesen. Die Vorlage sah eine Limite
von 100000 Fliigen pro Jahr sowie eine
Ausdehnung des Nacht- und Wochenend-
flugverbotes vor. Withrend die Sozialdemo-
kraten und die Griinen dafiir stimmten, er-
achtete die biurgerliche Mehrheit den
Vertrag als diskriminierend fiir die Flugge-
sellschaft Swiss und den Flughafen Ziirich-
Kloten. Doch Deutschland hat bereits wis-
sen lassen, dass es im Falle einer Ablehnung
eine noch strengere Reglementierung an-
ordnen wiirde. Das Geschift wird im Sep-
tember noch vom Stinderat behandelt,
doch gilt es als praktisch sicher, dass der
Vertrag scheitern wird. £3

Ubersetzt aus dem Italienischen.

SCHWEIZER REVUE NR. 4 - AUGUST 2002



	Geschäftslast : Parlamentarier bekommen keine Verstärkung

